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Fördern oder nicht fördern. Das ist hier die Frage 

In unserer am 19.02.2020 an alle kleinen und mittleren Genossenschaftsbanken 

versandten Gegendarstellung1, sind wir auf eine Rundmail des Genossenschaftsver-

bands Bayern e.V. eingegangen. In dieser Rundmail wird auf eine juristische Ein-

schätzung2 unseres Schreibens vom 21.01.2020 hingewiesen. Diese juristische Ein-

schätzung2, die uns vorliegt, veranlasst uns, ihnen die nachfolgende Klarstellung 

und Richtigstellung zu einigen Ausführungen des GVB zu übersenden. Machen Sie 

sich selbst ein Bild. 

Es geht um den Förderauftrag des § 1 GenG der besagt, dass die Mitglieder unmit-

telbar zu fördern sind. Auch die Ausführungen in Bundestagsdrucksache V3500 vom 

18.11.19683 sagen nichts anderes aus. 

Im Jahr 2013 beschrieb der Genossenschaftsverband Bayern e.V., den Förderauf-

trag wie folgt: 

„Der Zweck einer Genossenschaft ist immer die Förderung der Mitglieder. Dabei 
steht die persönliche Förderung des Mitglieds im Vordergrund und nicht die Meh-
rung des Kapitals.“ 4 

Die neuesten Aussagen zum Förderauftrag durch den GVB stehen in absoluten Wi-

derspruch zu den damaligen Ausführungen, obwohl sich gesetzesmäßig an § 1 

GenG absolut nichts geändert hat. Im Gegenteil, die Mitgliederförderung ist nach 

der Gesetzesnovelle von 2017 noch mehr in den Vordergrund gehoben worden.  

In seiner juristischen Einschätzung schreibt der GVB: 

„Auf die Kreditgenossenschaften findet das Gesetz über das Kreditwesen (KWG) 
Anwendung. Grundsätzlich handelt es sich im Verhältnis zum Genossenschaftsge-
setz nicht um konkurrierende Regelungen; das GenG bestimmt die gesellschafts-
rechtlichen Verhältnisse, während das KWG als „Grundgesetz“ des deutschen Kre-
ditwesens das Ziel verfolgt, die Ordnungsmäßigkeit der Bankgeschäfte einschließ-
lich der staatlichen Überwachung (Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen) sicher-
zustellen.(Lang/Weidmüller § 1 GenG, Rn.44) 
Insbesondere sind die bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften zur Sicherung von Li-
quidität und Rentabilität der Bank sowie die Erfüllung die Eigenkapitalanforderun-
gen zwingend, um den gemeinschaftlichen Bankbetrieb zu ermöglichen und damit 
den Förderauftrag zu erfüllen.“ 
 

Wir haben in den aktuellen Kommentar geschaut und sind auf eine ganz andere 

Aussage im zweiten Teil der Aussage gestoßen. Denn Lang/Weidmüller § 1 GenG, 

Rn.44 sagt folgendes aus: 

„Auf die Kreditgenossenschaften findet das Gesetz über das Kreditwesen (KWG) 
Anwendung. Grundsätzlich handelt es sich im Verhältnis zum Genossenschaftsge-
setz nicht um konkurrierende Regelungen; das GenG bestimmt die gesellschafts-
rechtlichen Verhältnisse, während das KWG als „Grundgesetz“ des deutschen Kre-
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                 

1 Zum Nachlesen und Download: https://www.foerderauftrag.de 
2 ebenda 
3 ebenda 
4 ebenda 

https://www.foerderauftrag.de/


Seite 2 

ditwesens das Ziel verfolgt, die Ordnungsmäßigkeit der Bankgeschäfte einschließ-
lich der staatlichen Überwachung (Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen) sicher-
zustellen. Insbesondere sind die Vorschriften zur Sicherung von Liquidität und Ren-
tabilität der Bank nicht geeignet, den genossenschaftlichen Förderauftrag außer 
Kraft zu setzen. Wenn das Bankgeschäft in der Rechtsform der eG geführt wird, 
bleibt dieses Unternehmen an den Förderauftrag gebunden.“5 6 

Deshalb verstößt auch die Aussage, dass einer Genossenschaftsbank die Existenz-

berechtigung abzusprechen ist, wenn sie nicht mehr in der Lage sein sollte den ge-

nossenschaftlichen Förderauftrag (so wie ihn der GVB definiert) zu erfüllen, gegen 

sämtliche genossenschaftlichen Grundsätze. Denn damit wird der Genossenschaft 

das Selbstbestimmungsrecht der Mitglieder abgesprochen und der alleinverantwort-

lichen Vorstand der eG zu einen Befehlsempfänger des Verbandes bzw. dessen Prü-

fer degradiert. 

igenos e.V. betrachtet die Rechtsform eG als eine ganz besondere Rechtsform. Für 

Genossenschaftsbanken scheint sie jedoch die falsche Rechtsform zu sein Anschei-

nend wird sie nur aufrechterhalten weil die Verbände Angst haben, dass ihre (einzi-

ge) Einnahmequelle versiegt. 

Jeder einigermaßen unabhängige Vorstand sollte deshalb überlegen, ob er dieses 

Spiel weiter mit macht. Ein Spiel, bei dem die Mitglieder immer mehr ins Abseits 

gedrückt werden, ihr eigenes Genossenschaftsvermögen durch Fusionen in fremde 

Hände abgeben müssen. Und am Gewinn und damit gebildeten Vermögen nicht be-

teiligt sind, aber für dadurch immer höher werdende Kreditausreichungen und Risi-

kogeschäfte im Ernstfall mit der Haftsumme die Zeche zahlen müssen. 

Die Verbände wurden gegründet um die Genossenschaftsmitglieder und Gläubiger 

zu schützen. Leider hat sich das System Genossenschaft bereits soweit verselb-

ständigt, dass Mitglieder die Benachteiligten sind, weil förderwirtschaftliche Mitglie-

dervorteile zu Gunsten von Gewinn- und Rücklagenmaximierung aufgegeben wur-

den.  

Doch allein die Mitglieder sind die Anteilseigner. Nur auf diese ist die Satzung bezo-

gen. Und allein diesen hat die Treuepflicht des Vorstands zu gelten. Wir weisen 

deshalb dringend auf die satzungsmäßige Aufgabe des Vorstands hin, die einzig in 

der Verpflichtung zur solidarischen Förderung der Anteilseigner gem. § 1 GenG be-

steht. 

Es wäre deshalb wesentlich sinnvoller, sich von der Herrschaft und Bevormundung 

durch die Verbände zu trennen und eigene Wege zu gehen.  

Eigene Wege in Form der Umwandlung in eine genossenschaftliche Aktiengesell-

schaft, welche genossenschaftliche Grundsätze in die eigene Satzung mit aufnimmt. 

Denn genossenschaftliches Handeln ist nicht auf die zwei Buchstaben eG begrenzt, 

genossenschaftliches Handeln geht immer von Menschen aus. Menschen die ihre 

genossenschaftliche Pflicht wahrnehmen, gegen sämtliche andere Interessen und 

von dort kommende Widerstände. Deshalb bedeutet die Umwandlung in eine ge-

nossenschaftliche AG zwar eine Abkehr von der Rechtsform eG, nicht aber eine Ab-

kehr von der Zielsetzung einer Genossenschaft. Members first! 

In freundlicher genossenschaftlicher Verbundenheit 

Georg Scheumann /  Gerald Wiegner 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                 

5 Lang/Weidmüller, Genossenschaftsgesetz, § 1 Rn. 44. 
6 Siehe Seite 3 dieses Schreibens 
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